
GeschäftsordnungTür d ie 

Geschä ftsftlhrung 

der 

Stadtwerke Schwäbisch IlaJJ GmbH 

Eutwurfvom 2/.JJ.ZOIH 

Unter ße?.ugnahme auf§ 7 Abs. (2) des Gesellschaftsvertrags beschließt der Aufsichtsrat 

folgende Geschäftsordnung für die Geschäftsführung: 

§ I 
Aufgaben, Befugnisse und Pflichten 

Die Aufgaben, Befugnisse und Ptlichten der Geschäftsführung ergeben sich aus dem G~­

setz. dem Ciesellschaftsvertrag, den Beschlüssen des /\ul'sichtsrats und der Gesellschafter­
versammlung. den jeweiligen Anstellungsverträgen und insbesondere dieser Geschäftso rd­
nung. 

§2 

Geschäftsleitung 

(I) Unhcschadet der Gesamtverantwortung der Mitglieder der Geschäftsführung ist jedes 
einzelne Mitglied der Geschiillsführung IUr seinen Geschäftsbereich zur Gcschälbfl.ih­

rung befugt. Fällt eine Angelegenheit in die Zuständigkeit mehrerer Geschältsllihrcr. 
sind diese gemeinschalllieh zur GeschäftsfUhrung vcrptl ichtct. Die Geschäftsbereiche 
der einzelnen Geschäftsführer ergeben sich aus dem in Anlage§ 2(1) beigefügten Gc­

schä tlsvcrtci lungsplan . 

(2) Jedes Mitglied der Gcschältsführung kann jederzt=it verlangen. dass Angelegenhe iten 

der Geschäftsführung von allen Gesehällsführcrn gemeinsam beraten, beschlossen und 
ausgcfi.ihrt werden. und zwar auch, soweit es sich hierbei um Angelegenheiten hand elt. 

die in den Geschäftsbereich eines anderen tv1itglieds da Geschiiftsfilhrung f~1 l len. 

(3) Der geme insamen Beratung. Beschlussfassung und ()eschäftsftihrung durch alle Gc­

schähsllihrcr unt~::rliegen ferner ncb...:n den im Gcscllschartsverlrag genannten Ange le­
genheiten: 

a) die Au fstellung des .labresabsch lusscs. soweit gesetzlich vorgeschrieben. des La­

geherichtes und des Gcsehäftsbcriclns; 

b) die E:inherurung der Gesellschafterversammlung und die Vorschläge der ( ie­

schäftsltihrung 1.u Beschlussfassunge n der Gcsl..' ll schatlcrversammlung: 
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c) die Geschäftspolitik und die Unternehmens- und Wirtschaftsplanung sowie die 

grundsätzlichen Fragen der Organisation der Gesellschaft; 

d) alle grundsätzlichen oder wichtigen Geschäfts,·orfalle, sowei t solche in den An­

stcllungsvcrträgen nicht einzelnen Geschäftsruhrem zur alleinigen Vornahme 

zugewiesen sind: 

e) di!r Erlass allgemeiner Weisungen, Richtlinien und Bekanntmachungen der Ge­

schäftsfi.ihrung; 

I) Erteilung von Prokuren und Handlungsvol lmachten: 

g) alle Rechtsgeschäfte und Maßnahmen, die der Zustimmung des Aufsichtsrats 

bedürfen. 

(4) Die Geschäftsführer sind zu vertrauensvoller Zusammenarbeit verpflichtet. Sie haben 

sich gegenseitig über wichtige Geschäftsvorgänge ihrer Geschäftsbereiche unterrichtet 

7ll hal ten. Sie sind berechtigt.jederLeit voneinander Auskunft über d ie Angekgenhei­

tcn der Gesellschaft zu verlangen. 

(5) Soweit das lau fende Geschäft betroffen ist. stimmen sich die Gesehällsführer grund­

s~it7l ich formlos untereinander ab. Besprechungen der GeschäJisftlhrung sollen regel­

mäßig. in der Regel einmal pro Woche. sowie dann, wenn es das Wohl der Gesellschaft 

,·erlangt , abgehalten werden. Jeder Geschäftsftlhrcr kann jederzeit die Einberufung ei ­

ner Besprechung verlangen und in der ßesprcchung Auskunft über a lle Angelegenhei­

ten der Geschäftsführung verlangen. 

(6) Die Gcschältsfiihrer regeln untereinander für den Fall der Abwest:nhcit ihre gegensei ­

tige V crtrctung. Urlaubstermine und Dienstreisen stimmen sie unter s ich ab. 

(7) Jeder Gcschä tisführcr hat das Recht und die Pflicht. Fehler und Mängel der Geschäfts­

führung in der Geschäftsfl.ihrung zur Sprache zu bringen und , wenn sie nicht alsbald 

bese itigt werden, den Aufsichtsrat hiervon in Kenntni s 1.11 setzen. 

(8) Jeder Geschäftsfi.ihrer hat fntercsscnkont1ikte dem Aulsichtsrat unvcr1.üglich offen zu 

legen und die anderen Geschäftsführer hierüber unverzüglich <w informieren. Die 

Übernahme \'Oll Nebentätigkeitcn. insbesondere von Aufsichtsratsmandaten in ande­

n.!n Untl.!rnchmcn. bedarf der vorherigen Zustimmung des Aufsichtsrats. 

§3 

Beschlussfassung 

( I) Die G~schärtsführung ist beschlussfähig. wenn alle Mitgli~dcr an der Beschlussfas­

sung teilnehmen. 

(2) Ab,vcscndc Mitglieder können an der ßes~.:hlussf'aS':lUng teilnehmen, indl'l11 sie ihre 
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Stimme schriftlich, fe rnmündlich, lernschriftlich. perTelefaxoder per Ema il abgeben. 

fernmündliche Stimmabgaben s ind schriftl ich zu bcstätigt!n. Die abwesenden Mitglie­

der s ind unverzüglich über die in ihrer Abwesenheit ge fassten Beschlüsse zu unter­

ridllen. 

(3) Beschlüsse können auch außerhalb von Bespn.:chungen durch schriflliche, fe rnmünd­

liche oder fernschrift liche Stim mabgaben oder durch Stimmabgabenpe r Telefax oder 

Emai I gefasst werden. wenn kein M itglied der Geschäftsführung diesem Verfahren 

widers pricht. Fernmündliche Stimmabgaben sind schriftlich z.u bestätigen. 

(4) Bei Ei lbedürftigkeit oder bei Abwesenheit durch Urlaub oder Krankhei t. ist die Ge­

schäftsführung auch bei Am\'csenheit \'On nur einem Geschäftsführer beschlussfäh ig. 

(5) Die Gcschättsführung ha t sich nach Kräften um Einstimmigkeit bei der Beschlussf~ts­

sung zu bemühen. 

§4 

Niederschriften 

( 1) Beschlüsse und Feststellungen der Gcschäfisführung sind zu ß e\\cis;.wt..:cken onl­

nungsgemäß zu protokolli eren. 

(2) Einer ausll.ihrlichcn Protoko llierung bedürfen insbesondt·rc Entscheidungen über In­
vestitionen. über Einstel lung und Entlassung von Mitarbeitern sowie über Angelegen­

heiten , die üher den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb hinausgehen. G leiches gilt fiir Be­

sch lüsse. bei denen einzelne Mitglieder der Gl.!schäftsflihrung widersprochen haben . 

(3) Die N iedcrsch ri ften sind von all cn Mitgliedern der Gesehäftsftlh rung zu unterzeichnen 

und mit J en sonstigcn Unterlagen bei der Gesellsc haft aufzubewahren. 

§S 
Zustimmungsbedürftige Geschäfte und Maßnahmen 

( I) Soweit die folgenden Rechtsgeschiifte und MaHnahmen nicht bereits im Wirtschaf'ts­

plan <.kr Gesellschuft enthalten s ind, hat die Geschäftsführung vor Durchlllhrung einer 

solchen Maßnahme die Zustimmung des Aufsichtsrats einzuholen: 

a) 1\bschluss. Änderung oder /\ul11ebung von Verträgen mit grund legender Bedeu­

tung im Rahmen des Unternehmensgegenstandes (hierr.u zählen insbesondere 

V crträge mit e inem Vertragsvolumen von mehr EU R 300.000 pro Jahr oder einer 

l .auf'zci t von mehr als ftinf Jahren); 

h) l·.r\\·crb, Verüußcrung und ßc lastung vun Urundstückcn und grundstiil.:ksglc i­

chen Rechten, sowie Ausgaben. die. nicht im Erfolgsplan enthalten sind Ober 
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EUR 10.000 im Einzelfall; 

c) Aufnahme von Darlehen, soweit s ie über die nach dem Wirtschaftsplan geneh­

migte Summe hinausgehen: 

d) Vergabe von Darlehen sowie Übernahme von Bürgschaften oder Bestellung 

sonstiger Sicherheiten jeweils über EUR 10.000, Schenkungen über EUR 1.000, 

Ausbuchung von uneinbringlichen Forderungen über EUR 5.000 im Einzelfall. 

(2) Für die Festsetzung und Änderung des Wirtschaftsplans bedürfen die Mitglieder der 

GeschüflsfUhrung der vorherigen Zustimmung durch den Aufsichtsrat. Für die nach­

lolgend genannten Maßnahmen bedürfen die Mitglieder der Geschäftsführung der vor­

herigen Zustimmung durch den Aufsichtsrat, unabhängig davon ob diese im Wirt­

schaftsplan enthalten sind oder nic-ht : 

a) restsetzung und Änderung der allgemeinen Tarifpreise bei der Wasser- und 

fernwänncversorgung, der Grund- und Ersatzversorgungspreise ft.ir die Strom­

und Gasversorgung sowie der Eintrittspreise llir Bäder und Parkentgelte; 

b) Abschluss, Änderung oder Aufhebung von Konzessions- und Betriebsfiihrungs­

verträgen; 

\:) Führung von Rechtsstreitigkeiten und Abschluss von Vergleichen j eweils mit 

einem Streitwert von über EUR 100.000, soweit es sich nicht um Geschäfte der 

laufenden ßetriebsfiihrung handelt ; 

d) Abschluss von Tarif\•crträgen und Betriebsvereinbarungen über die Gewährung 

von Gratifikationen, Zuwendungen, Pensionszusagen und Darlehen an Beschäf­

tigte: 

e) ti·eiwillige Zuwendungen und Leistungen im Sinne von lit. e) an Beschäftig te, 

soweit diese im Einzelfall einen Betrag von EUR 5.000 übersteigen und nicht 

auf Grundlage eines Tarifvertrags. einer Betriebsvereinbarung oder des Arbeits­

vertrags der/des jeweiligen ßeschäfiigten gezahlt wurde; 

f) sonstige Rechtsgeschäfte. die über den gewöhnlichen Geschäftsbetrieb, wie er 

im Gegenstand des Unternehmens beschrieben ist, hinausgehen, soweit der W ert 

im Einzelfal l e inen Betrag von ElJ R I 00.000 übersteigt oder Yerpll ich!ungen 

für eine Hingere Dauer als drei Jahre übernommen wcn.lcn; 

g) Abschluss und Andcrung von Berater-, Dienstkistungs- oder Werkverträgen m it 

/\ufsichtsratsmitglicdern. durch die sich das Aufsichtsratsmitglied außerhalb 

seiner Tätigkeit im Aufsichtsrat zu einer Tätigkeit höherer J\rt verptlichtet ( § 
I 14 /\ktG ); bei der Beschlussfassung über diese Rechtsgeschäfte hat das be ­

troiTene Aufsi chtsratsmitglied im Aufsichtsrat kein Stimmrecht; 

h) Absch luss von Rechtsgeschäften zwischen der Gesellschaft auf der einen Seite 
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und Mitgliedern der Geschäftsluhrung oder Mitgl iedern des Aufsichtsrats auf 

der anderen Seit!!, die nicht unter§ 5 Abs. (2) g) fallen; 

i) Keiner Zustimmung des Aufsichtsrats bedürfen Geschälte zwischen der Gesell­

schali auf der einen Sei te und Mitgliedern der Geschä llsführung oder Mitglie­

dern des Aufsichtsrates auf der anderen Seite, die die Belieferung mit Energie. 

Wasser oder Telekommunikations- sowie Internetdienstleistungen innct·halb der 

allgemeinen Tarifbestimmungen sowie Verträge, die auf Nutzung der von der 

Gesdlschali oder von mit der Gesellschaft im Sinne von§§ 15 ff. AktG verbun­

denen Unternehmen betriebenen Einrichtungen zum Gegenstand haben. Die Ge­
schäftsführung ist vorbehaltlich§ 5/\bs. (4) und (5) auch nicht vcrpOichtet, über 

den /\bschluss solcher Geschälte zu informieren. 

(3) Verweigert der /\ ufsichtsral seine Zustimmung zu Maßnahmen nach den Abs~itzen ( I) 

oder (2). so kann die Geschäftsführung verlangen, dass die Gesellschafterversamm­
lung über die Zustimmung beschließt. Der Beschluss. durch den die Gesellschafter­
versammlung zustimmt. bedarf einer Mehrheit , die mindestens drei Viertel der abge­
gebem:n Stimmen umfasst. 

(4) Oie Geschäftsführung ist verpfl ichtet. den Aufsichtsrat unverzüglich nach dem Ab­
schluss \ 'On Verträgen zwischen der Gesellschaft auf der einen Seite und Mitgl iedern 
der GeschäftsHlhrung oder Mitgliedern des Aufsichtsrates auf der anderen Seite. die 
unter Abs. {2) i) fallen, deren Wert im Einzelfall jedoch einen ß etrag von EUR 
5.000.00 übersteigt. hierüber zu informieren. 

(5) Die GcschtiftsfUhrung ist verpflichtet, den Aufsichtsrat vor dem Abschluss von nota­
riell zu beurkundenden Ye11rägen zwischen der Gesellschaft auf der einen Seite und 
fv1 itglicdern der Gcschäftstlihru ng oder Mitgliedern desAufsichtsratesauf der anderen 
Seite. die unter 1\bs. (2) i) fallen. hierüber zu informieren. 

(6) Die vorstehenden Absätze ( I ) und (2) gelten nicht IUr die ßesehaffung \ 'On Strom. Gas. 

Öl und sonstigen Brennstoffen; sowie IUr den Abschluss von cncrgic•.virtsehaftl ichen. 

kaufmännischen. technischen und IT -Oienstleistungsverträgen. sofern die vorgenann­

ten Dienstl cistungsve11räge mi1 anderen Personen als Mitgliedern des /\ufsichtsrats 

geschlossen wcrd~:n . 

§6 

Rcchn u n gswcscn 

(I) Die Geschärtsflihrung ist verpflichtet, für ein den gesetzli chen Vorschrillen entsprc­
chcnJes und zweckdienliches Rechnungswesen sowie 11ir einl.! li·istgcrcchtc J\ulstcl ­

lung des Jnhrcsabschlusses und, soweit gesetzlich vorgeschrieben, des Lageberichts 



Entwurfvom 2/. I 1.2018 

zu sorgen. Sie hat ferner die Aufbewahrung und Sicherung aller Unterlagen des Rech­

nungswesens zu gewährleisten. 

(2) Innerbetriebliche Kontrollen müssen tm betriebsnotwendigen Umfang eingerichtet 

und laufend durchgeführt werden. HierLu gehören neben den Kontrollen im Rech­

nungswesen insbesondere auch laufende Bestandskontrollen sowie alle sonstigen 

Kontrollen, die dem Ziele dienen. die Gesellschaft vor Verlusten a ller Art zu schützen. 

(3) Ergibt sich bei der Aufstellung der Jahresbilanz. einer Zwischenbilanz oder aus einem 

sonstigen A nlass. dass mit einem Verlust zu rechnen ist, so ist die Geschäftsführung 

verpflichtet. unverzüglich di e Gesell schafterversammlung tmd den Aufsichtsra t von 

den getroffenen f eststellungen sowie den eingeleiteten und geplanten Maßnahmen 1.u 

unterrichten. Dasselbe gilt. wenn nach pfl ichtgemäßem Ermessen anzunehmen ist. 

dass der Verlust nur durch Inanspruchnahme von Rücklagen gedeckt werden kann o­

der dass ein Verlustvortrag erforderlich \vird. 

§7 

Früherkennungs- und Risii<Omanagcmcntsystcmc 

(I) Die Geschtifts llihrung ist verpflichtet, Systeme einzurichten. aufgrund derer Risiken 

fllr den Fortbestand des Unternehmens früh erkannt und d ie zur Beseitigung dieser 

Risiken eingeleiteten Maßnahmen cfli1.icnt überwacht werden. 

(2) Die Gcschäftsfiihnmg hat sich darüber hinaus nach besten Kräften zu bemühen, e in 

all ge meines Risikomanagement tlir das Unternehmen aufzubauen und ständig. soweit 

erforderlich, weiter zu entwickeln. 

§8 
Zusammenat·beit mit dem Aufsichtsrat 

( I) Die Geschäfts führung hat im Sinne einer vertrauensvollen Zusammenarbeit den A uf­

sichtsrat bei der Ertlillung seiner Überwachungspflichten .w unterstützen. 

(2 ) In Fällen, in denen eine Mitteilung der Geschäftsführung an den Aufsichtsrat außer­

hal b von Sitzungen erfolgt. ist diese an den Vorsitzenden des Au ls iehtsrats. bei dessen 

Verhinderung an seinen Stellvertreter 7.U richten. 

§9 

Anerkennung der Geschäftsordnung 

.I eder Geschiift s!Uhrcr hat diese Geschäftsordnung durch Unterzeichnung einer Empfangs· 
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bescheinigung anerkannt . Oie Empfangsbescheinigungen sowie ein Exemplar der Ge­

schäftsordnung sind bei der Gesellschaft aufzubewahren. Eine Ausfertigung dieser Ge­

schäftsordnung crh~ilt der Vorsitzende des Aufsichtsrats. 




